
Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 01 | 2021

Daten für die Monate  
3/2021 bis 5/2021

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
USt, LSt = 10.3.21, 12.4.21, 10.5.21
ESt, KSt = 10.3.21
GewSt, GrundSt = 17.5.21

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
USt, LSt = 15.3.21, 15.4.21, 14.5.21
ESt, KSt = 15.3.21
GewSt, GrundSt = 20.5.21

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 3/21 = 29.3.21
Fälligkeit Beiträge 4/21 = 28.4.21
Fälligkeit Beiträge 5/21 = 27.5.21 

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

12/19 5/20 8/20 12/20
+ 1,5 % + 0,5 % - 0,1 % - 0,7 %

Für alle Steuerpflichtigen

Jahressteuergesetz 2020 bringt viele Neuerungen  
für die Einkommensteuer

| Auch wenn die gesetzgeberischen Maßnahmen in 2020 schwerpunktmäßig auf die 
Bewältigung der Coronapandemie abzielten, sind daneben weitere Gesetze mit steu-
erlicher Breitenwirkung umgesetzt worden. Im Fokus stand dabei das Jahressteuer-
gesetz (JStG) 2020 (Zustimmung des Bundesrats am 18.12.2020), das vor allem bei 
der Umsatzsteuer, Erbschaft-/Schenkungsteuer und den Ertragsteuern Änderungen 
enthält. Wichtige Neuerungen bei der Einkommensteuer werden vorgestellt. |

Kurzarbeitergeld

Die durch das (Erste) Corona-Steuerhil-
fegesetz (BGBl I 2020, 1385) eingeführte 
begrenzte und befristete Steuerbefrei-
ung der Zuschüsse des Arbeitgebers 
zum Kurzarbeitergeld und zum Saison-
Kurzarbeitergeld wurde um ein Jahr 
verlängert. Die Steuerfreiheit gilt damit 
für Lohnzahlungszeiträume, die nach 
dem 29.2.2020 beginnen und vor dem 
1.1.2022 enden.

Corona-Beihilfen

Nach § 3 Nr. 11a Einkommensteuerge-
setz (EStG) sind aufgrund der Corona-
Krise an Arbeitnehmer gezahlte Beihilfen 
und Unterstützungen bis zu 1.500 EUR 
steuerfrei. Diese Steuerbefreiung war 
ursprünglich für die Zeit vom 1.3. bis 

zum 31.12.2020 vorgesehen. Durch das 
JStG 2020 wurde der Zeitraum nun bis 
zum 30.6.2021 verlängert.

MERKE | Der Steuerfreibetrag von 
maximal 1.500 EUR bleibt unverän-
dert. Das bedeutet: Die Fristverlänge-
rung führt nicht dazu, dass im ersten 
Halbjahr 2021 nochmals 1.500 EUR 
steuerfrei – zusätzlich zu einem nach 
§ 3 Nr. 11a EStG steuerfrei gewährten 
Betrag von 1.500 EUR in 2020 – ausge-
zahlt werden können.

Gehaltsextras

Steuerfreie oder pauschalversteuerte 
Gehaltsextras müssen in vielen Fällen 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn geleistet werden. In 2019 
hatte der Bundesfinanzhof (1.8.2019, u. a. 
Az. VI R 32/18) dieses Kriterium zuguns-

ten von Arbeitgebern und -nehmern neu 
definiert. So sollte z. B. ein arbeitsver-
traglich vereinbarter Lohnformenwech-
sel nicht schädlich sein. Nun wurde die-
ser Rechtsprechung mit § 8 Abs. 4 EStG 
der Boden entzogen – und zwar wie 
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folgt: Leistungen des Arbeitgebers oder 
auf seine Veranlassung eines Dritten 
(Sachbezüge oder Zuschüsse) für eine 
Beschäftigung werden nur dann zusätz-
lich zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn erbracht, wenn 

1. die Leistung nicht auf den Anspruch 
auf Arbeitslohn angerechnet,

2. der Anspruch auf Arbeitslohn nicht 
zugunsten der Leistung herabgesetzt, 

3. die verwendungs- oder zweckgebun-
dene Leistung nicht anstelle einer be-
reits vereinbarten künftigen Erhöhung 
des Arbeitslohns gewährt und 

4. bei Wegfall der Leistung der Arbeits-
lohn nicht erhöht wird.

Der Satz 2 des § 8 Abs. 4 EStG stellt klar, 
dass zusätzliche Leistungen des Arbeit-
gebers nicht nur einzelvertraglich, son-
dern auch durch Betriebsvereinbarung, 
Tarifvertrag oder Besoldungsgesetz 
festgelegt werden können.

Weiterbildungsleistungen  
des Arbeitgebers

Durch eine Änderung des § 3 Nr. 19 EStG 
wurde klargestellt, dass auch Bera-
tungsleistungen des Arbeitgebers (oder 
auf seine Veranlassung von einem Drit-
ten) zur beruflichen Neuorientierung 
(Outplacement-Beratung, Newplace-
ment-Beratung) für ausscheidende Ar-
beitnehmer steuerfrei sind.

Homeoffice

Aufwendungen für ein häusliches Ar-
beitszimmer sind grundsätzlich nicht 
als Betriebsausgaben oder als Wer-
bungskosten abziehbar. Ausnahmen sind: 

 • Ein Abzug bis zu 1.250 EUR ist mög-
lich, wenn für die betriebliche oder 
berufliche Tätigkeit des Steuer-
pflichtigen kein anderer Arbeits-
platz zur Verfügung steht. 

 • Ein unbeschränkter Abzug ist zu-
lässig, wenn das Arbeitszimmer 
den Mittelpunkt der gesamten be-
trieblichen und beruflichen Betäti-
gung des Steuerpflichtigen bildet.

Voraussetzung ist zudem, dass es sich 
bei dem häuslichen Arbeitszimmer um 
einen Raum handelt, den der Steuer-
pflichtige (fast) ausschließlich für be-
triebliche oder berufliche Zwecke nutzt.

Während der Coronapandemie müssen 
viele Steuerpflichtige ihrer Tätigkeit an 
einem Arbeitsplatz in ihrer Wohnung 

nachgehen. Oft liegen dabei die Voraus-
setzungen für ein häusliches Arbeits-
zimmer aber nicht vor. Um diesen Steu-
erpflichtigen einen Abzug zu ermögli-
chen, wurde für 2020 und 2021 eine Pau-
schale für das Homeoffice eingeführt. 
Das bedeutet: Hat der Steuerpflichtige 
kein häusliches Arbeitszimmer oder 
verzichtet er auf einen Abzug der Auf-
wendungen, kann er 5 EUR für jeden 
Kalendertag geltend machen, an dem 
er seine betriebliche oder berufliche 
Tätigkeit ausschließlich in der häusli-
chen Wohnung ausübt und keine au-
ßerhalb der Wohnung belegene Betäti-
gungsstätte aufsucht.

Beachten Sie | Maximal sind 600 EUR 
im Wirtschafts- oder Kalenderjahr ab-
zugsfähig.

Verbilligte Vermietung  
einer Wohnung

Bei einer verbilligten Vermietung gilt 
die Überlassung einer Wohnung zu 
Wohnzwecken bis zum Veranlagungs-
zeitraum 2020 bereits als vollentgeltlich, 
wenn die Miete mindestens 66 % des 
ortsüblichen Niveaus beträgt. Dann ist 
der volle Werbungskostenabzug eröff-
net. Liegt die Miete darunter, sind die 
Kosten aufzuteilen.

Durch das JStG 2020 wurde die Grenze in 
§ 21 Abs. 2 S. 1 EStG mit Wirkung ab dem 
Veranlagungszeitraum 2021 von 66 % 
auf 50 % herabgesetzt. Das bedeutet: 
Beträgt das Entgelt 50 % und mehr, je-
doch weniger als 66 % der ortsüblichen 
Miete, ist eine Totalüberschussprogno-
seprüfung vorzunehmen. Fällt diese 
positiv aus, ist Einkunftserzielungsab-
sicht zu unterstellen und der volle Wer-
bungskostenabzug ist möglich. Ande-
renfalls ist von einer Einkunftserzie-
lungsabsicht nur für den entgeltlich 
vermieteten Teil auszugehen und die 
Kosten sind aufzuteilen.

Investitionsabzugsbetrag (IAB)

Für die künftige (Investitionszeitraum 
von drei Jahren) Anschaffung oder Her-
stellung von abnutzbaren beweglichen 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermö-
gens (beispielsweise Maschinen) kann 
nach § 7g EStG ein IAB von bis zu 40 % 
der voraussichtlichen Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten gewinnmin-
dernd geltend gemacht werden. Durch 
den Steuerstundungseffekt soll die Li-
quidität kleinerer und mittlerer Betriebe 
verbessert werden.

Für IAB, die in nach dem 31.12.2019 en-
denden Wirtschaftsjahren in Anspruch 
genommen werden, erfolgten folgende 
Verbesserungen:

 • Die Höhe wurde von 40 % auf 50 % 
angehoben.

 • Die Gewinngrenze beträgt für alle 
Einkunftsarten 200.000 EUR.

 • Auch vermietete Wirtschaftsgüter 
sind begünstigt – und zwar unab-
hängig von der Dauer der jeweiligen 
Vermietung. Somit sind auch Ver-
mietungen für mehr als drei Monate 
unschädlich. 

Es gibt aber auch zwei einschränkende 
Punkte, die bei IAB zu beachten sind, die 
in nach dem 31.12.2020 endenden Wirt-
schaftsjahren geltend gemacht werden:

 • Das JStG 2020 verhindert die Ver-
wendung von IAB für Investitionen, 
die zum Zeitpunkt der Geltendma-
chung bereits angeschafft oder 
hergestellt wurden. Die Regelung 
betrifft aber ausschließlich nach-
träglich beantragte IAB, die nach 
Eintritt der Unanfechtbarkeit der 
erstmaligen Steuerfestsetzung in 
Anspruch genommen wurden.

 • Nach Meinung des Bundesfinanz-
hofs (15.11.2017, Az. VI R 44/16) 
kann ein im Gesamthandsbereich 
einer Personengesellschaft bean-
spruchter IAB für Investitionen ei-
nes Gesellschafters im Sonderbe-
triebsvermögen verwendet werden. 
Diese „Gestaltung“ wurde ausgehe-
belt: Die Hinzurechnung von IAB ist 
nur in dem Vermögensbereich zu-
lässig, in dem der Abzug erfolgt ist. 

Weitere Änderungen in Kürze

Erhöhung des Übungsleiterfreibetrags 
(von 2.400 EUR auf 3.000 EUR) und des 
Ehrenamtsfreibetrags (von 720 EUR auf 
840 EUR) ab 2021.

Anhebung der Freigrenze für Sachbe-
züge (von 44 EUR auf 50 EUR) ab 2022.

Die Anhebung des Entlastungsbetrags 
für Alleinerziehende auf 4.008 EUR sollte 
ursprünglich nur für 2020 und 2021 gel-
ten. Diese Befristung wurde aufgehoben.

Verrechenbare Verluste bei Terminge-
schäften: Anhebung der Grenze von 
10.000 EUR auf 20.000 EUR.
Quelle | Jahressteuergesetz 2020, BGBl I 
2020, S. 3096
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Für alle Steuerpflichtigen

Keine Steuerermäßigung für Werkstattleistungen 
und Straßenreinigungen

| Der Bundesfinanzhof hat eine Steuerermäßigung für die Reinigung öffentlicher 
Straßen sowie für in Werkstätten erbrachte Handwerkerleistungen abgelehnt. Der 
Abzug scheiterte jeweils an dem Kriterium „haushaltsnah“. |

Hintergrund

Für haushaltsnahe Beschäftigungsver-
hältnisse, haushaltsnahe Dienstleis-
tungen und Handwerkerleistungen 
können Steuerpflichtige nach § 35a 
Einkommensteuergesetz (EStG) eine 
Steuerermäßigung in Höhe von 20 % 
der Aufwendungen geltend machen, 
wobei gewisse Höchstbeträge zu be-
achten sind.

Reinigung der Fahrbahn einer 
öffentlichen Straße

Im Streitfall machte eine Steuerpflich-
tige Kosten für die Fahrbahnreinigung 
einer öffentlichen Straße als haushalts-
nahe Dienstleistung (§ 35a Abs. 2 EStG) 
geltend. Sie war zur Reinigung der vor 
ihrem Haus entlangführenden öffentli-
chen Straße und des (Geh)Wegs ver-
pflichtet. Die Durchführung der Reini-
gung oblag dem Land Berlin als öffentli-
che Aufgabe, die Kosten wurden aber zu 
75 % auf die Anlieger abgewälzt. 

Die unter § 35a Abs. 2 EStG fallenden 
Leistungen müssen eine hinreichende 
Nähe zur Haushaltsführung aufweisen 
bzw. mit dieser in Zusammenhang ste-
hen. Zwar kann die Inanspruchnahme 
von Dienstleistungen auch außerhalb 
der Grundstücksgrenze begünstigt 
sein. Es muss sich hierbei allerdings 
um Tätigkeiten handeln, die ansonsten 
üblicherweise von Familienmitgliedern 
erbracht und in unmittelbarem räumli-
chen Zusammenhang zum Haushalt 
durchgeführt werden und dem Haus-
halt dienen. 

Diese Voraussetzungen sind bei der 
Reinigung der Fahrbahn einer Straße 
nicht erfüllt. Die Reinigung obliegt re-
gelmäßig der jeweiligen Gemeinde als 
öffentliche Aufgabe. Selbst wenn die 
Reinigungspflicht auf die Anlieger ab-
gewälzt wird, ändert dies nichts am Er-
gebnis. 

Beachten Sie | Ferner stellte der Bun-
desfinanzhof heraus, dass es in Bezug 
auf die öffentliche Fahrbahn an dem er-

forderlichen räumlich-funktionalen Zu-
sammenhang zum Haushalt fehlt. Die-
ser endet an der Bordsteinkante, d. h. 
mit dem öffentlichen Gehweg. 

PRAXISTIPP | Anders sieht es jedoch 
aus, wenn der Eigentümer oder Mieter 
zur Reinigung oder Schneeräumung 
von Gehwegen verpflichtet ist. Soweit 
dieser Entscheidung des Bundes-
finanzhofs aus 2014 jedoch zu entneh-
men sein sollte, dass sich die Steuerer-
mäßigung darüber hinaus auch auf die 
Aufwendungen des Winterdienstes für 
die Fahrbahn bezieht, hält der Bundes-
finanzhof daran nicht fest.

Werkstattleistungen

Zudem wurde im Streitfall ein Hoftor re-
pariert. Das Tor wurde ausgebaut, in der 
Werkstatt des Tischlers instand gesetzt 
und anschließend wieder eingebaut. Für 
diese Kosten begehrte die Steuerpflich-
tige eine Steuerermäßigung nach § 35a 
Abs.  3 EStG (Handwerkerleistungen). 
Aber auch dieser Abzug scheiterte, weil 
ein unmittelbarer räumlicher Zusam-
menhang zum Haushalt fehlte.

Beachten Sie | Unerheblich ist, ob die 
Leistung anstelle in der Werkstatt theo-
retisch auch im Haushalt hätte erbracht 
werden können. Maßgebend ist allein die 
Tatsache, dass die Reparatur in der 
Werkstatt erfolgte. Denn der Besteue-
rung unterliegt der tatsächliche und 
kein hypothetischer Sachverhalt.

PRAXISTIPP | Zwar sind in der 
Werkstatt erbrachte Leistungen nicht 
begünstigt, wohl aber die Leistungen 
im Zusammenhang mit dem Aus- und 
Einbau des Tores. Denn diese Arbeiten 
erfolgen im Haushalt. Um einen antei-
ligen Abzug vornehmen zu können, 
sollte die Rechnung also in einen 
„Werkstattlohn“ und in einen „vor Ort 
Lohn“ aufgeteilt werden. Hinsichtlich 
einer Aufteilung äußerte der Bundesfi-
nanzhof keine Bedenken.

Quelle | BFH-Urteil vom 13.5.2020, Az. VI R 
4/18, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 219023; 
BFH, PM Nr. 54/2020 vom 19.11.2020

Für Vermieter

Kaufpreisaufteilung bei 
Grundstücken: Absage  
an die BMF-Arbeitshilfe

| Eine im Kaufvertrag erfolgte Kauf-
preisaufteilung auf den Grund und Bo-
den und das (abschreibungsfähige) 
Gebäude kann grundsätzlich der Be-
steuerung zugrunde gelegt werden. 
Voraussetzung: Sie darf die realen Wert-
verhältnisse nicht in grundsätzlicher 
Weise verfehlen. Ist dies aber der Fall, 
ist die vom Bundesfinanzministerium 
entwickelte „Arbeitshilfe zur Aufteilung 
eines Gesamtkaufpreises für ein bebau-
tes Grundstück“ nach einer Entschei-
dung des Bundesfinanzhofs kein geeig-
netes Wertermittlungsverfahren. |

◼◼ Sachverhalt

Eine Steuerpflichtige hatte 2017 eine 
(vermietete) Eigentumswohnung für 
110.000 EUR erworben. Laut Kaufver-
trag sollten davon 20.000 EUR auf den 
Grund und Boden entfallen. Somit ging 
sie für Abschreibungszwecke von ei-
nem Gebäudeanteil von rund 82 % 
aus. Das Finanzamt ermittelte aber 
einen Anteil von rund 31 %. Dabei legte 
es die vom Bundesfinanzministerium 
bereitgestellte „Arbeitshilfe zur Auf-
teilung eines Gesamtkaufpreises für 
ein bebautes Grundstück“ zugrunde.

Das Finanzgericht sah in der Arbeits-
hilfe ein geeignetes Wertermittlungs-
verfahren, um die Marktangemessen-
heit einer vertraglichen Kaufpreisauf-
teilung widerlegen zu können, zu-
gleich aber auch eine geeignete 
Schätzungshilfe. Dem ist der Bundes-
finanzhof nun entgegengetreten.

Die Arbeitshilfe gewährleistet die von der 
Rechtsprechung geforderte Aufteilung 
nach den realen Verkehrswerten von 
Grund und Gebäude nicht. Denn die Aus-
wahl der zur Verfügung stehenden Be-
wertungsverfahren wird auf das (verein-
fachte) Sachwertverfahren verengt. Auch 
der vor allem in großstädtischen Bal-
lungsräumen relevante Orts- oder Regi-
onalisierungsfaktor bleibt außen vor. 

Deshalb ist das Finanzgericht bei einer 
streitigen Grundstücksbewertung in der 
Regel gehalten, das Gutachten eines öf-
fentlich bestellten und vereidigten Sach-
verständigen einzuholen.

Quelle | BFH-Urteil vom 21.7.2020, Az. IX R 
26/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 219134; 
BFH, PM Nr. 55/2020 vom 26.11.2020
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Für Arbeitgeber

Teilnahme an einem Firmenfitnessprogramm  
kann steuerfrei sein

| Die monatliche 44 EUR-Freigrenze für Sachbezüge gilt auch, wenn Arbeitneh-
mer auf Kosten ihres Arbeitgebers an einem Firmenfitnessprogramm teilnehmen 
können. Dies hat aktuell der Bundesfinanzhof entschieden. |

◼◼ Sachverhalt

Ein Arbeitgeber ermöglichte seinen 
Arbeitnehmern im Rahmen eines Fir-
menfitnessprogramms, in verschiede-
nen Fitnessstudios zu trainieren. Hier-
zu erwarb er jeweils einjährige Trai-
ningslizenzen, für die monatlich je-
weils 42,25 EUR (zzgl. Umsatzsteuer) 
zu zahlen waren. Die teilnehmenden 
Arbeitnehmer leisteten einen Eigen-
anteil von 16 EUR bzw. 20 EUR. 

Der Arbeitgeber ließ die Sachbezüge 
außer Ansatz, da diese ausgehend von 
einem monatlichen Zufluss unter die 
44 EUR-Freigrenze für Sachbezüge fie-
len. Demgegenüber vertrat das Fi-
nanzamt die Ansicht, den Arbeitneh-
mern sei die Möglichkeit, für ein Jahr 
an dem Fitnessprogramm teilzuneh-
men, „quasi in einer Summe“ zugeflos-
sen, weshalb die Freigrenze über-
schritten sei. Es unterwarf die Aufwen-
dungen für die Jahreslizenzen abzüg-
lich der Eigenanteile der Arbeitnehmer 
dem Pauschsteuersatz von 30 %. Doch 
dem folgte der Bundesfinanzhof nicht.

Der geldwerte Vorteil ist den teilneh-
menden Arbeitnehmern als laufender 
Arbeitslohn monatlich zugeflossen. Der 
Arbeitgeber hat sein vertragliches Ver-
sprechen, den Arbeitnehmern die Nut-
zung der Fitnessstudios zu ermöglichen, 
unabhängig von seiner eigenen Ver-
tragsbindung monatlich fortlaufend 
durch Einräumung der tatsächlichen 
Trainingsmöglichkeit erfüllt. 

Unter Berücksichtigung der von den Ar-
beitnehmern geleisteten Eigenanteile 
wurde daher die 44 EUR-Freigrenze ein-
gehalten, sodass der geldwerte Vorteil 
aus der Teilnahme an dem Firmenfit-
nessprogramm nicht zu versteuern war.

PRAXISTIPP | Unter gewissen Vor-
aussetzungen können Leistungen des 
Arbeitgebers zur Verhinderung und 
Verminderung von Krankheitsrisiken 
und zur Förderung der Gesundheit in 
Betrieben steuer- und sozialversiche-
rungsfrei erbracht werden, soweit die 
Zuwendungen an einen Mitarbeiter 
600 EUR im Kalenderjahr nicht über-
steigen (Freibetrag). 

Nach einer Verfügung der Oberfinanz-
direktion Karlsruhe fallen unter die 
Steuerbefreiung des § 3 Nr. 34 Ein-
kommensteuergesetz aber insbeson-
dere nicht: Mitgliedsbeiträge in Sport-
vereinen, Fitnessstudios und ähnli-
chen Einrichtungen. Ausnahme: Die 
Teilnahme an den nach § 20 Abs. 2 S. 2 
Sozialgesetzbuch V zertifizierten Kur-
sen setzt zwingend eine Mitgliedschaft 
voraus und die Kosten der Kurse wer-
den über die Mitgliedsbeiträge abge-
rechnet und durch Bescheinigungen 
nachgewiesen.

Quelle | BFH-Urteil vom 7.7.2020, Az. VI R 
14/18, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 219499; 
BFH, PM Nr. 59/2020 vom 17.12.2020; OFD 
Karlsruhe, Verfügung vom 21.7.2020, Az. S 
2342/135-St 142

Für alle Steuerpflichtigen

Steuererklärung 2019: Abgabefrist soll bis  
zum 31.8.2021 verlängert werden

| Steuerberater müssen wegen der Hilfsmaßnahmen im Zuge der Coronapandemie 
zahlreiche zusätzliche Aufgaben für ihre Mandanten erfüllen. Demzufolge haben sich 
die Koalitionspartner auf eine Fristverschiebung für die Abgabe der Jahressteuerer-
klärungen für den Veranlagungszeitraum 2019 bis zum 31.8.2021 verständigt. |

Auch vom Bundesamt für Justiz gibt es 
gute Nachrichten. Zwar wurde die Offen-
legungsfrist für den Jahresabschluss 
für 2019 (dies war der 31.12.2020) nicht 
verlängert. Allerdings wird das Bundes-

amt vor dem 1.3.2021 kein Ordnungs-
geldverfahren einleiten.
Quelle | SPD-Bundestagsfraktion, Mitteilung 
vom 17.12.2020; Bundesamt für Justiz, Mittei-
lung Nr. 25/2020 vom 16.12.2020

Für Arbeitnehmer

Zur Besteuerung  
des Dienstwagens bei 
Tätigkeit im Homeoffice 

| Viele Arbeitnehmer arbeiten wegen 
der Coronapandemie von zu Hause 
aus. Fahrten zwischen Wohnung und 
erster Tätigkeitsstätte werden also oft 
nicht durchgeführt. Das Landesamt für 
Steuern Niedersachsen hat nun darauf 
hingewiesen, dass im Bereich der 
Dienstwagenbesteuerung keine neuen 
Regelungen geplant sind, um einer nur 
geringfügigen Nutzung eines Firmen-
wagens Rechnung zu tragen. |

Hintergrund

Wird der geldwerte Vorteil nach der  
1 %-Regelung ermittelt, müssen Arbeit-
nehmer zusätzlich monatlich 0,03 % des 
Listenpreises für jeden Entfernungskilo-
meter versteuern, wenn der Dienstwa-
gen auch für Fahrten zwischen Woh-
nung und erster Tätigkeitsstätte über-
lassen wird. 

Wird der Pkw aber monatlich an weniger 
als 15 Tagen für diese Fahrten genutzt, 
können sie die Einzelbewertung wählen. 
Sie müssen dann pro Fahrt nur 0,002 % 
des Listenpreises pro Entfernungskilo-
meter versteuern.

Die aktuelle Verfügung

Das Wahlrecht kann für das Kalender-
jahr nur einheitlich ausgeübt werden. 
Ein Wechsel während des Kalenderjah-
res ist unzulässig. Wurde der geldwerte 
Vorteil also im laufenden Kalenderjahr 
nach der 0,03 %-Regelung versteuert, 
kann der Steuerpflichtige nur im Zuge 
seiner Einkommensteuer-Veranlagung 
zur Einzelbewertung wechseln.

PRAXISTIPP | Von einer Versteuerung 
des geldwerten Vorteils kann allenfalls 
abgesehen werden, wenn dem Arbeit-
nehmer der Firmenwagen für volle Ka-
lendermonate tatsächlich nicht zur 
Verfügung gestanden hat. 

Der Arbeitgeber kann mit Wirkung für 
die Zukunft ein Nutzungsverbot für 
derartige Fahrten aussprechen; ein 
rückwirkendes Nutzungsverbot ist 
ausgeschlossen.

Quelle | LfSt Niedersachsen vom 18.6.2020, 
Az. S 2334-355-St 215
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Für Unternehmer

Umsatzsteuer: Behandlung von Einzweck- und Mehrzweck-Gutscheinen

| Bei der umsatzsteuerlichen Behandlung von Gutscheinen ist bereits seit dem 1.1.2019 zwischen Einzweck- und Mehrzweck-
Gutscheinen zu unterscheiden. In der Praxis wartete man händeringend auf ein erläuterndes Schreiben des Bundesfinanzmi-
nisteriums, das nun endlich veröffentlicht wurde. |

Vorbemerkungen

Eine EU-Richtlinie verpflichtete die Mit-
gliedstaaten zur Umsetzung einer har-
monisierten Gutscheinbesteuerung ab 
dem 1.1.2019. Die bis dahin in Deutsch-
land vollzogene Abgrenzung zwischen 
den nur einen Geldbetrag benennenden 
Wertgutscheinen und den einen Liefe-
rungs-/Leistungsanspruch verbriefen-
den Waren-/Sachgutscheinen wurde 
zugunsten der unionsrechtlichen Defi-
nition aufgegeben. 

§ 3 Abs. 13 bis 15 Umsatzsteuergesetz 
(UStG) unterscheidet nun zwischen Ein-
zweck- und Mehrzweck-Gutscheinen. 

Negativabgrenzung

Gutscheine, die den Inhaber nur zu ei-
nem Preisnachlass oder einer Preiser-
stattung berechtigen, aber nicht das 
Recht verleihen, solche Gegenstände 
oder Dienstleistungen zu erhalten, sind 
von den Neuregelungen nicht betroffen. 

Briefmarken, Fahrscheine, Eintrittskar-
ten für Kinos und Museen sowie ver-
gleichbare Instrumente fallen auch nicht 
unter § 3 Abs. 14 und 15 UStG, da in die-
sen Fällen bereits über die bloße Annah-
meverpflichtung hinausgehende Ansprü-
che bestehen und es sich hierbei vorran-
gig um Zahlungsnachweise handelt.

Einzweck-Gutscheine

Bei den Einzweck-Gutscheinen stehen 
der Ort der Lieferung oder der sonsti-
gen Leistung sowie die geschuldete 
Umsatzsteuer bei dessen Ausgabe bzw. 
erstmaliger Übertragung durch den 
Aussteller des Gutscheins bereits fest.

Die Umsatzsteuer für die durch den 
Einzweck-Gutschein geschuldete Leis-
tung entsteht bei der Besteuerung nach 
vereinbarten Entgelten (Soll-Besteue-
rung) also im Zeitpunkt der Ausgabe 
des Gutscheins. 

Hintergrund: Die Umsatzsteuer wird 
grundsätzlich nach vereinbarten Ent-
gelten (Soll-Besteuerung) berechnet. 

Unter gewissen Voraussetzungen kann 
die Umsatzsteuer antragsgemäß auch 
nach vereinnahmten Entgelten (Ist-Be-
steuerung) berechnet werden, sodass 
ein Liquiditätsvorteil möglich ist.

◼◼ Beispiel

Eine Parfümerie mit mehreren Filialen 
in Deutschland gibt einen Gutschein 
zur Einlösung gegen alle im Sortiment 
befindlichen Parfümartikel im Wert von 
20 EUR an einen Kunden für 20 EUR 
aus. Der Gutschein ist in einer beliebi-
gen Filiale der Parfümerie in Deutsch-
land einlösbar. 

Es handelt sich um einen Einzweck-
Gutschein. Der Leistungsort (Deutsch-
land) ist hinreichend bestimmt. Somit 
kann die Umsatzsteuer bei Ausgabe 
des Gutscheins ermittelt werden.

Die spätere Gutscheineinlösung, also 
die tatsächliche Lieferung bzw. Leis-
tungserbringung, ist für die umsatz-
steuerliche Würdigung nicht mehr rele-
vant, da diese nicht als unabhängiger 
Umsatz gilt. 

Beachten Sie | Die Nichteinlösung  
eines Einzweck-Gutscheins hat grund-
sätzlich keine umsatzsteuerrechtli-
chen Konsequenzen, da die Leistung 
schon zum Zeitpunkt der Übertragung 
bzw. Ausgabe fiktiv als erbracht galt.

Sollte eine Zuzahlung durch den Gut-
scheininhaber bei Einlösung des Gut-
scheins erfolgen, so ist lediglich die 
bislang noch nicht versteuerte Diffe-
renz zu versteuern.

◼◼ Beispiel

Kunde A erwirbt anlässlich einer Wer-
beaktion im Januar 01 beim örtlichen 
Elektroeinzelhändler B in Cottbus ei-
nen Gutschein im Wert von 50 EUR für 
40 EUR. Der Gutschein berechtigt zum 
Erwerb eines Elektroartikels in dem 
Geschäft des B. A erwirbt im April 01 
ein Lautsprecher-System im Gesamt-
wert von 350 EUR und begleicht den 
Rechnungsbetrag unter Anrechnung 
seines Gutscheins durch die Zuzah-
lung von 300 EUR in bar. 

Es handelt sich um einen Einzweck-
Gutschein. Die Bemessungsgrundlage 
für den Umsatz des B beträgt im Zeit-
punkt der Ausgabe des Gutscheins im 
Januar 01 40 EUR (abzüglich Umsatz-
steuer). Im April 01 hat B noch einen 
Umsatz in Höhe von 300 EUR (abzüg-
lich Umsatzsteuer) zu versteuern.

Der Gutschein soll vom Aussteller sicht-
bar als Einzweck- oder Mehrzweck-Gut-
schein gekennzeichnet werden. Hierauf 
sollen alle Unternehmer der Leistungs-
kette vertrauen können, soweit sie nicht 
von einer unzutreffenden Einordnung 
Kenntnis hatten bzw. haben müssen.

Diese Sicht des Bundesfinanzministeri-
ums ergibt sich nicht unmittelbar aus 
dem Gesetz. Ferner führt die Verwaltung 
keine Rechtsfolgen für die Fälle auf, in 
denen keine Kennzeichnung erfolgte. 

Mehrzweck-Gutscheine

Ein Mehrzweck-Gutschein liegt dann 
vor, wenn zum Zeitpunkt der Übertra-
gung bzw. Ausgabe des Gutscheins 

 • der Ort der Leistung und/oder 
 • der leistende Unternehmer und/

oder
 • der Leistungsgegenstand 

noch nicht endgültig feststehen.

Beachten Sie | Es handelt sich insbe-
sondere auch dann um einen Mehr-
zweck-Gutschein, wenn sich der Gut-
schein gegen Leistungen eintauschen 
lässt, die dem ermäßigten oder dem 
Regelsteuersatz unterliegen.

Die Ausgabe hat noch keine Umsatzre-
levanz. Erst der spätere Umsatz führt 
unter Verwendung des Gutscheins zur 
Entstehung der Umsatzsteuer.

Beachten Sie | Neben den dargestell-
ten Aspekten werden in dem Schreiben 
noch weitere Themen behandelt. Dies 
sind u. a. Gutscheine in Vertriebsketten 
(Handeln im fremden Namen) sowie die 
Bestimmung der Bemessungsgrund-
lage und des Leistungsorts.

Quelle | BMF-Schreiben vom 2.11.2020, Az. III 
C 2 - S 7100/19/10001 :002, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 218831
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Für Arbeitnehmer

Merkblatt zur  
Steuerklassenwahl 2021  
für Ehegatten und  
Lebenspartner

| Das von der Finanzverwaltung veröf-
fentlichte „Merkblatt zur Steuerklassen-
wahl für das Jahr 2021 bei Ehegatten 
oder Lebenspartnern, die beide Arbeit-
nehmer sind“, soll die Steuerklassen-
wahl erleichtern. Das Merkblatt kann 
unter www.iww.de/s4305 heruntergela-
den werden. |

Beachten Sie | Die in der Anlage des 
Merkblatts beigefügten Tabellen sind 
allerdings nur in den Fällen genau, in 
denen die Monatslöhne über das ganze 
Jahr konstant bleiben. Zudem besagt 
die während des Jahres einbehaltene 
Lohnsteuer noch nichts über die Höhe 
der Jahressteuerschuld. Denn die vom 
Arbeitslohn einbehaltenen Lohnsteuer-
beträge stellen grundsätzlich nur Vor-
auszahlungen auf die endgültige Jah-
ressteuerschuld dar. In welcher Höhe 
sich nach Ablauf des Jahres Erstattun-
gen oder Nachzahlungen ergeben, lässt 
sich nicht allgemein sagen. Hier kommt 
es immer auf die Verhältnisse des Ein-
zelfalls an.

Zudem ist zu bedenken, dass die jewei-
ligen Lohnsteuerklassen auch Einfluss 
auf die Höhe von Lohnersatzleistungen 
(z. B. das Kurzarbeitergeld) und Eltern-
geld haben können.

Für Arbeitgeber

Meldung zur Sozialver-
sicherung: Kennzeichen  
„Mehrfachbeschäftigung“ 
ab 2021 entfallen

| Das Kennzeichen „Mehrfachbeschäf-
tigung“ wurde mit Wirkung ab 2021 aus 
dem Arbeitgeber-Meldeverfahren ent-
fernt (Siebtes Gesetz zur Änderung des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch und 
anderer Gesetze, BGBl I 2020, S. 1248). 
Der Grund: In der Praxis bestand seit 
vielen Jahren Unsicherheit über die 
Verwendung des Kennzeichens. Nach 
Überprüfung der verschiedenen Kons-
tellationen wurde festgestellt, dass die-
ses Kennzeichen nicht zwingend benö-
tigt wird. |

Für Arbeitgeber

Verpflegungspauschalen: Kürzung auch bei  
nicht beanspruchten Mahlzeiten

| Die Verpflegungspauschalen sind auch dann zu kürzen, wenn der Arbeitgeber dem 
Arbeitnehmer Mahlzeiten zur Verfügung stellt, diese vom Arbeitnehmer aber nicht 
eingenommen werden. So lautet eine aktuelle Entscheidung des Bundesfinanz-
hofs. |

Hintergrund: Verpflegungspauschalen 
sind zu kürzen, wenn dem Arbeitneh-
mer eine Mahlzeit zur Verfügung ge-
stellt wird. Diese Kürzung beträgt für 
ein Frühstück 20 % sowie für ein Mit-
tag- und Abendessen je 40 % der Ver-
pflegungspauschale für einen vollen 
Kalendertag. Bei der Kürzung werden 
Zahlungen des Arbeitnehmers ange-
rechnet.

◼◼ Sachverhalt

Ein Berufssoldat hatte Verpflegungs-
mehraufwendungen bei seiner doppel-
ten Haushaltsführung geltend gemacht. 
Ihm wurden in der Kaserne aber Früh-
stück, Mittag- und Abendessen zur 
Verfügung gestellt. Nur das Mittages-
sen nahm er tatsächlich ein. Gleich-
wohl kürzte das Finanzamt den Ver-
pflegungsmehraufwand auch für die 
nicht beanspruchte Verpflegung – und 
zwar zu Recht, wie nun der Bundesfi-
nanzhof befand.

Das Zurverfügungstellen einer Mahlzeit 
durch den Arbeitgeber (oder auf dessen 
Veranlassung durch einen Dritten) erfor-
dert nicht, dass der Arbeitnehmer die 
Mahlzeit auch tatsächlich einnimmt. 
Aus welchen Gründen der Arbeitnehmer 
eine ihm von seinem Arbeitgeber zur 
Verfügung gestellte Mahlzeit nicht ein-
nimmt, ist unerheblich.

Das gesetzgeberische Ziel einer Verein-
fachung würde, so der Bundesfinanzhof, 
zu einem nicht unerheblichen Teil ver-
fehlt, wenn Arbeitgeber und Finanzver-
waltung jeweils im Einzelnen aufzeich-
nen und feststellen müssten, ob der Ar-
beitnehmer eine ihm zur Verfügung ge-
stellte Mahlzeit auch tatsächlich einge-
nommen hat.

Quelle | BFH-Urteil vom 7.7.2020, Az. VI R 
16/18, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 218800

Für Arbeitgeber

Neue Beitragsbemessungsgrenzen für 2021

| Durch die Sozialversicherungs-Rechengrößenverordnung 2021 werden Rechen-
größen der Sozialversicherung aktualisiert, die ab dem 1.1.2021 im Versicherungs-
recht und im Beitragsrecht der Krankenversicherung sowie in der Pflege-, Renten- 
und Arbeitslosenversicherung gelten. Einige Rechengrößen 2021 im Überblick: |

Allgemeine Rentenversicherung: für 
die alten Bundesländer = 85.200 EUR 
(monatlich = 7.100 EUR); für die neuen 
Bundesländer = 80.400 EUR (monatlich 
= 6.700 EUR).

Knappschaftliche Rentenversicherung: 
für die alten Bundesländer = 104.400 EUR 
(monatlich = 8.700 EUR); für die neuen 

Bundesländer = 99.000 EUR (monatlich 
= 8.250 EUR).

Kranken- und Pflegeversicherung 
(bundeseinheitlich) = 58.050 EUR 
(4.837,50 EUR monatlich).

Quelle | Sozialversicherungs-Rechengrößen-
verordnung 2021, BGBl I 2020, S. 2612

Für alle Steuerpflichtigen

Basiszinssatz bleibt unverändert bei -0,88 %

| Für die Berechnung der Verzugszinsen ist der Basiszinssatz nach § 247 BGB anzu-
wenden. Die Höhe wird jeweils zum 1.1. und 1.7. eines Jahres neu bestimmt. Für die 
Zeit vom 1.1.2021 bis zum 30.6.2021 beträgt der Basiszinssatz (unverändert) -0,88 %. |
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Für alle Steuerpflichtigen

Gesetzgebung: Doppelte Behinderten-Pauschbeträge 
ab 2021

| Das „Gesetz zur Erhöhung der Behinderten-Pauschbeträge und zur Anpassung 
weiterer steuerlicher Regelungen“ wurde am 14.12.2020 im Bundesgesetzblatt 
verkündet. Im Kern werden damit die Behinderten-Pauschbeträge verdoppelt und 
die steuerlichen Nachweispflichten verschlankt. Die Verbesserungen können erst-
mals im Veranlagungszeitraum 2021 in Anspruch genommen werden. |

Ab 2021 wird eine Behinderung bereits 
ab einem Grad der Behinderung von 20 
(bislang 25) festgestellt und die Syste-
matik in 10er-Schritten bis zu einem 
Grad der Behinderung von 100 fortge-
schrieben. Menschen, die hilflos sind, 
Blinde und Taubblinde erhalten einen 
Pauschbetrag von 7.400 EUR (bislang 
3.700 EUR).

Zudem wurde mit § 33 Abs. 2a Einkom-
mensteuergesetz (EStG) eine behinde-
rungsbedingte Fahrtkostenpauschale 
eingeführt. Folgende Personen erhalten 
folgende Pauschalen:

 • 900 EUR: Menschen mit einem 
Grad der Behinderung von mindes-
tens 80 oder von mindestens 70 
und dem Merkzeichen „G“.

 • 4.500 EUR: Menschen mit den 
Merkzeichen „aG“, „Bl“, „TBl“ oder 
„H“.

Beachten Sie | Über die Fahrtkosten-
pauschale hinaus sind keine weiteren 
behinderungsbedingten Fahrtkosten 
als außergewöhnliche Belastung nach 

§ 33 Abs. 1 EStG berücksichtigungsfä-
hig. Die Pauschale ist bei Ermittlung 
des Teils der Aufwendungen, der die 
zumutbare Belastung übersteigt, ein-
zubeziehen. Sie kann auch gewährt 
werden, wenn ein Behinderten-Pausch-
betrag übertragen wurde.

Weitere praxisrelevante Änderungen: 

 • Auf die zusätzlichen Anspruchsvor-
aussetzungen zur Gewährung eines 
Behinderten-Pauschbetrags bei 
einem Grad der Behinderung klei-
ner 50 wurde verzichtet.

 • Der Pflege-Pauschbetrag ist nun 
unabhängig von dem Kriterium 
„hilflos“ bei der zu pflegenden Per-
son möglich. Als Pflege-Pauschbe-
träge werden gewährt: bei Pflege-
grad 2 = 600 EUR, bei Pflegegrad 3  
= 1.100 EUR, bei Pflegegrad 4 oder 5 
= 1.800 EUR.

Quelle | Gesetz zur Erhöhung der Behinder-
ten-Pauschbeträge und zur Anpassung wei-
terer steuerlicher Regelungen, BGBl I 2020, 
S. 2770

Für alle Steuerpflichtigen

Gesetzgebung: Kindergeld steigt um 15 EUR monatlich

| Durch das Zweite Familienentlastungsgesetz wurden das Kindergeld und die 
-freibeträge, der Grundfreibetrag und der Unterhaltshöchstbetrag mit Wirkung 
ab 2021 erhöht. |

Beim Kindergeld ist eine Erhöhung um 
15 EUR je Kind und Monat zu verzeich-
nen. Dies bedeutet ab 2021:

 • jeweils 219 EUR für das erste und 
zweite Kind, 

 • 225 EUR für das dritte Kind und 
 • 250 EUR für das vierte und jedes 

weitere Kind.

Der Kinderfreibetrag wurde mit Wir-
kung ab 2021 von 5.172 EUR (2.586 EUR 
je Elternteil) auf 5.460 EUR (2.730 EUR 

je Elternteil) erhöht. Der Freibetrag für 
den Betreuungs- und Erziehungs- oder 
Ausbildungsbedarf wurde von 2.640 EUR 
(1.320 EUR je Elternteil) auf 2.928 EUR 
(1.464 EUR je Elternteil) angehoben.

Der steuerliche Grundfreibetrag wurde 
von 9.408 EUR auf 9.744 EUR (2021) 
und 9.984 EUR (2022) erhöht. Der Un-
terhaltshöchstbetrag wurde an diese 
Werte angepasst.
Quelle | Zweites Familienentlastungsgesetz, 
BGBl I 2020, S. 2616

Für Unternehmer

Seit 2021 gelten wieder die 
alten Umsatzsteuersätze

| Zur Stärkung der Binnennachfrage 
wurden die Umsatzsteuersätze zum 
1.7.2020 für ein halbes Jahr von 19 % auf 
16 % bzw. von 7 % auf 5 % gesenkt. Ab 
dem 1.1.2021 gilt somit wieder die bis-
herige Höhe. Das Bundesfinanzministe-
rium hat die Rückführung zum Anlass 
genommen, sich in Ergänzung des Ein-
führungsschreibens vom 30.6.2020 zu 
weiteren Fragen zu positionieren. |

Quelle | BMF-Schreiben vom 4.11.2020, Az. III 
C 2 - S 7030/20/10009 :016, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 218832

Für alle Steuerpflichtigen

Handwerkerleistung: 
Erschließungsbeiträge 
sind nicht begünstigt

| Müssen Steuerpflichtige wegen einer 
öffentlich-rechtlichen Verpflichtung Er-
schließungsbeiträge zahlen, scheidet 
eine Steuerermäßigung für Handwer-
kerleistungen (20 % der Aufwendungen 
(nur Lohnkosten), höchstens jedoch 
1.200 EUR im Jahr) aus. Die Begrün-
dung des Bundesfinanzhofs: Die Er-
schließung einer öffentlichen Straße 
steht nicht im räumlich-funktionalen 
Zusammenhang zum Haushalt des 
Steuerpflichtigen. |

Bereits 2018 hatte der Bundesfinanzhof 
entschieden, dass bei der Neuverlegung 
einer öffentlichen Mischwasserleitung 
als Teil des öffentlichen Sammelnetzes 
keine steuerbegünstigte Handwerker-
leistung vorliegt. Hier erfolgt die Zah-
lung für den Ausbau des allgemeinen 
Versorgungsnetzes, das – im Unter-
schied zum begünstigten Hausan-
schluss (so der Bundesfinanzhof in 2014) 
– nicht nur einzelnen Grundstücksei-
gentümern, sondern allen Nutzern des 
Versorgungsnetzes zugutekommt.

Angesichts der Entscheidung aus 2018 
ist das aktuelle Urteil folgerichtig. 
Denn auch Leistungen im allgemeinen 
Straßenbau kommen nicht nur einzel-
nen Grundstückseigentümern, son-
dern allen Nutzern zugute.

Quelle | BFH-Urteil vom 28.4.2020, Az. VI R 
50/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 217866; 
BFH-Urteil vom 21.2.2018, Az. VI R 18/16; BFH-
Urteil vom 20.3.2014, Az. VI R 56/12
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Für Unternehmer

Sponsoringaufwendungen eines Freiberuflers  
als abzugsfähige Betriebsausgaben

| Sponsoringaufwendungen können Betriebsausgaben sein, wenn der Sponsor als 
Gegenleistung wirtschaftliche Vorteile für sein Unternehmen erstrebt und der 
Sponsoringempfänger öffentlichkeitswirksam auf das Sponsoring oder die Pro-
dukte bzw. Dienstleistungen des Sponsors hinweist. Erfolgt das Sponsoring durch 
eine Freiberufler-Personengesellschaft, liegt der erforderliche hinreichende Zu-
sammenhang zum Sponsor auch dann vor, wenn auf die freiberufliche Tätigkeit und 
Qualifikation der einzelnen Berufsträger hingewiesen wird. |

Die Vorinstanz (Finanzgericht Rhein-
land-Pfalz) hatte einen Betriebsausga-
benabzug aus mehreren Gründen ab-
gelehnt, die der Bundesfinanzhof nun 
wie folgt konterte:

Das Finanzgericht hatte die Werbewirk-
samkeit der Sponsoringaufwendungen 
mit der Begründung verneint, dass die 
mit dem Werbeaufdruck „xxx.de“ bewor-
bene Internetseite die Tätigkeit der bei-
den GbR-Gesellschafter als Ärzte in den 
Vordergrund gestellt habe. Hierbei, so 
der Bundesfinanzhof, habe das Finanz-
gericht aber nicht hinreichend berück-
sichtigt, dass nach den allgemeinen 
Grundsätzen für die freiberufliche Ein-
künfteerzielung nicht auf die Gesell-
schaft, sondern vielmehr auf deren Ge-
sellschafter abzustellen ist. 

Die Vorinstanz hatte angenommen, dass 
die persönliche Verbindung der Ärzte zu 
bekannten Sportlern auf eine private 
Veranlassung der Sponsoringaufwen-
dungen schließen lasse. Demgegenüber 
bestand das Werbemittel für den Bun-
desfinanzhof gerade darin, dass auch 
bekannte Sportler (wie die Sponsoring-

empfänger) der sportärztlichen Exper-
tise der beiden Gesellschafter vertrau-
ten und sich über die ärztliche Betreu-
ung auch freundschaftliche Kontakte 
entwickelt hatten. Die Werbung war dar-
auf angelegt, das Image einer im Sport 
tätigen Arztpraxis aufzubauen und das 
Vertrauen des angesprochenen Adres-
satenkreises in die sportmedizinische 
Qualifikation der Ärzte zu stärken.

Auch die hohen Sponsoringkosten (rund 
70.000 EUR jährlich) waren für den Bun-
desfinanzhof nicht schädlich: Denn die 
mit dem Sponsoring angestrebten wirt-
schaftlichen Vorteile bestanden auch 
darin, einen neuen Patientenkreis aus 
dem Bereich des Sports zu erschließen 
und zugleich den vorhandenen Patien-
tenstamm an die Arztpraxis zu binden. 
In einem solchen Fall genügt es für die 
betriebliche Veranlassung, wenn die 
Werbemaßnahme dazu bestimmt und 
geeignet ist, den Bestand der Praxis hin-
sichtlich der aus der ärztlichen Tätigkeit 
erzielten Gesamteinnahmen zu sichern.

Quelle | BFH-Urteil vom 14.7.2020, Az. VIII R 
28/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 218631

Für alle Steuerpflichtigen

Umgangsrechtsstreit: Prozesskosten sind 
keine außergewöhnliche Belastung

| Der Bundesfinanzhof bleibt bei seiner restriktiven Linie hinsichtlich des Abzugs 
von Zivilprozesskosten als außergewöhnliche Belastungen: Ein Abzug ist selbst 
dann ausgeschlossen, wenn die Kosten für einen Umgangsrechtsstreit zwecks 
Rückführung eines entführten Kindes aus dem Ausland zurück nach Deutschland 
entstanden sind. |

Nur wenn der Steuerpflichtige ohne die 
Aufwendungen Gefahr liefe, seine Exis-
tenzgrundlage zu verlieren und seine 
notwendigen Bedürfnisse in dem übli-
chen Rahmen nicht mehr befriedigen 
zu können, ist ein Abzug der Prozess-
kosten (ausnahmsweise) zulässig (§ 33 
Abs. 2 S. 4 Einkommensteuergesetz). 

„Existenzgrundlage“ ist dabei allein die 
materielle Lebensgrundlage des Steu-
erpflichtigen. Durch die Kindesentfüh-
rung ist aber die immaterielle Existenz-
grundlage betroffen.

Quelle | BFH-Urteil vom 13.8.2020, Az. VI R 
15/18, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 218774; 
BFH, PM Nr. 52/2020 vom 5.11.2020

Für alle Steuerpflichtigen

Corona: Eltern erhalten 
Entschädigung bei Kita- 
und Schulschließungen

| Eltern haben Anspruch auf Entschä-
digung, wenn aus Gründen des Infekti-
onsschutzes Schul- oder Kitaferien an-
geordnet oder verlängert werden oder 
die Präsenzpflicht in der Schule ausge-
setzt wird. Einem entsprechenden Ge-
setzesbeschluss des Bundestags hat 
der Bundesrat am 18.12.2020 zuge-
stimmt. Die Regelung ist mit Wirkung 
zum 16.12.2020 in Kraft getreten. |

Die Regelung sieht eine Entschädigung 
vor, wenn Eltern ihre Kinder aufgrund 
verlängerter Schul- oder Betriebsferien, 
ausgesetztem Präsenzunterricht oder 
Hybridunterricht zu Hause betreuen 
müssen. Bedingung ist, dass keine an-
derweitige zumutbare Betreuungsmög-
lichkeit für das Kind besteht. Anspruchs-
berechtigt sind Sorgeberechtigte von 
Kindern, die das 12. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben oder die behindert 
und hilfebedürftig sind.

Die betroffenen Eltern haben Anspruch 
auf Entschädigung in Höhe von 67 % des 
Verdienstausfalls, maximal jedoch von 
2.016 EUR monatlich. Der Anspruch gilt 
für insgesamt 20 Wochen: jeweils  
10 Wochen für Mütter und 10 Wochen für 
Väter – beziehungsweise 20 Wochen für 
Alleinerziehende. Der Maximalzeitraum 
kann über mehrere Monate verteilt wer-
den.

Kinderkrankengeld

Der Bundesrat hat am 18.1.2021 zudem 
einem Gesetz zur befristeten Auswei-
tung des Anspruchs auf Kinderkranken-
geld (§ 45 SGB V) zugestimmt. Es steigt 
in 2021 von 10 auf 20 Arbeitstage pro El-
ternteil und von 20 auf 40 Tage für Allein-
erziehende. Der Anspruch gilt nicht nur 
bei Krankheit des Kindes, sondern auch, 
wenn Kitas, Schulen oder Betreuungs-
einrichtungen pandemiebedingt ge-
schlossen sind. Die Regelung gilt bereits 
ab dem 5.1.2021. Für die Zeit des Bezugs 
von Krankengeld ruht der Anspruch 
nach dem Infektionsschutzgesetz.
Quelle | Gesetz über eine einmalige Sonder-
zahlung aus Anlass der COVID-19-Pandemie an 
Besoldungs- und Wehrsold empfänger, BGBl I 
2020, S. 3136; Bundesrat Kompakt, Ausge-
wählte Tagesordnungspunkte der 998. Sitzung 
am 18.12.2020, TOP 40; Bundesrat am 18.1.2021 
(BR-Drs. 38/21 [B]) 
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Für alle Steuerpflichtigen

Kindergeldanspruch 
beim Freiwilligendienst 
„Erasmus+“ 

| Der Bundesfinanzhof hat entschieden, 
dass Eltern für ein Kind, das an einem 
Freiwilligendienst im Rahmen des Eu-
ropäischen Programms „Erasmus+“ 
teilnimmt, nur dann Kindergeld erhal-
ten, wenn der Dienst im Rahmen eines 
von einer Nationalen Agentur geneh-
migten Projekts durchgeführt wird. |

◼◼ Sachverhalt

Ein Kind absolvierte nach Beendigung 
seiner Schulausbildung ab September 
2018 einen Freiwilligendienst im Eu-
ropäischen Ausland bei der Organisa-
tion X. Die Organisation war als Veran-
stalter für das von der Europäischen 
Union eingerichtete Programm „Eras-
mus+“ registriert und akkreditiert. Die 
Familienkasse lehnte die Weiterge-
währung von Kindergeld ab. Die dage-
gen vom Vater eingelegte Klage war vor 
dem Finanzgericht Sachsen erfolg-
reich. Auf die Revision der Familien-
kasse hat der Bundesfinanzhof das 
Urteil nun aufgehoben und die Sache 
an das Finanzgericht zurückverwiesen.

Kindergeld wird wegen der Teilnahme 
an einem Freiwilligendienst nach § 32 
Abs. 4 S. 1 Nr. 2 Buchst. d Einkommen-
steuergesetz (EStG) nur gewährt, wenn 
es sich hierbei um die konkret im EStG 
– in Verbindung mit den dort genannten 
Bestimmungen – umschriebenen 
Dienste handelt. Ein Freiwilligendienst 
im Rahmen des Programms „Eras-
mus+“ kann deshalb nur dann begüns-
tigt sein, wenn er die in der EU-Verord-
nung Nr. 1288/2013 und den entspre-
chenden Durchführungsbestimmungen 
(Programmleitfaden) dargelegten Vor-
aussetzungen erfüllt. Es muss sich da-
nach um eine Tätigkeit im Rahmen ei-
nes geförderten Projekts handeln. 

Ein solches Projekt liegt aber nur vor, 
wenn es von einer entsprechenden Na-
tionalen Agentur genehmigt worden ist. 
Es reicht nicht aus, dass eine Organisa-
tion für ein Programm „Erasmus+“ nur 
registriert und akkreditiert ist. 

Quelle | BFH-Urteil vom 1.7.2020, Az. III R 
51/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 218441; 
BFH, PM Nr. 45/2020 vom 22.10.2020

Für Unternehmer

Pkw und häusliches Arbeitszimmer: Restriktive 
Rechtsprechung bei Verkauf und Betriebsaufgabe

| Wird ein zum Betriebsvermögen gehörendes, teilweise privat genutztes Kfz 
verkauft, erhöht der Unterschiedsbetrag zwischen Buchwert und Veräußerungs-
erlös den Gewinn. Dass die für den Pkw beanspruchte Abschreibung infolge der 
Besteuerung der Nutzungsentnahme für die Privatnutzung bei wirtschaftlicher 
Betrachtung teilweise neutralisiert wird, rechtfertigt nach einer aktuellen Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs keine Gewinnkorrektur. |

◼◼ Sachverhalt

Ein Einnahmen-Überschussrechner 
hatte in seinem Betriebsvermögen ei-
nen Pkw, den er zu 25 % für seine frei-
berufliche Tätigkeit und zu 75 % für 
private Zwecke nutzte. Das Finanzamt 
berücksichtigte die Abschreibungen 
(AfA) für den Pkw. Es erfasste wegen 
der Privatnutzung aber auch Betriebs-
einnahmen i. H. von 75 % der für das 
Fahrzeug entstandenen Aufwendun-
gen einschließlich der AfA. 

Deshalb setzte der Steuerpflichtige, 
als er das Fahrzeug nach vollständi-
ger Abschreibung der Anschaffungs-
kosten verkaufte, auch nur ein Viertel 
des Verkaufserlöses als Betriebsein-
nahme an – allerdings zu Unrecht, wie 
nun der Bundesfinanzhof befand.

Der Veräußerungserlös ist trotz Besteu-
erung der Nutzungsentnahme in voller 
Höhe als Betriebseinnahme zu berück-
sichtigen. Er ist weder anteilig zu kür-
zen, noch findet eine gewinnmindernde 
Korrektur in Höhe der auf die private 
Nutzung entfallenden AfA statt. 

Nach der Entscheidung des Bundesfi-
nanzhofs sind die Besteuerung der Pri-
vatnutzung eines Wirtschaftsguts des 
Betriebsvermögens in Form der Nut-
zungsentnahme und dessen spätere 
Veräußerung unterschiedliche Vorgänge, 
die getrennt zu betrachten sind. 

Restriktive Ansicht auch für  
häusliche Arbeitszimmer

In einer weiteren Entscheidung vom 
16.6.2020 hat der Bundesfinanzhof 
auch zu häuslichen Arbeitszimmern im 
Betriebsvermögen Stellung genom-
men. Danach ist bei einer Betriebsver-
äußerung, -aufgabe oder Entnahme der 
Gewinn auch dann „voll“ zu versteuern, 
wenn die Aufwendungen für das Ar-
beitszimmer nicht oder nur beschränkt 
berücksichtigt wurden. 

Hintergrund: Aufwendungen (z. B. antei-
lige Miete, Wasser- und Energiekosten) 
für ein häusliches Arbeitszimmer sind 
wie folgt abzugsfähig:

 • Bis zu 1.250 EUR jährlich, wenn für 
die betriebliche oder berufliche Tä-
tigkeit kein anderer Arbeitsplatz 
zur Verfügung steht,

 • ohne Höchstgrenze, wenn das Ar-
beitszimmer den Mittelpunkt der 
gesamten betrieblichen und beruf-
lichen Betätigung bildet.

Nach der aktuellen Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs schließt die teilweise 
beschränkte Abziehbarkeit der Auf-
wendungen für das Arbeitszimmer 
(einschließlich der Abschreibungen) 
weder die Zugehörigkeit des Arbeits-
zimmers zum Betriebsvermögen aus, 
noch beeinflusst sie den für das häusli-
che Arbeitszimmer zu ermittelnden 
Buchwert.

MERKE | Ein häusliches Arbeitszim-
mer, das für eigenbetriebliche Zwecke 
des Steuerpflichtigen genutzt wird 
und in dessen Eigentum steht, gehört 
grundsätzlich zum notwendigen Be-
triebsvermögen. 

Eine Ausnahme besteht bei Grund-
stücksteilen von untergeordnetem 
Wert. Diese brauchen (Wahlrecht) 
nicht als Betriebsvermögen behandelt 
zu werden, wenn
• ihr Wert nicht mehr als ein Fünftel 

des gemeinen Werts des gesamten 
Grundstücks (relative Grenze) und

• nicht mehr als 20.500 EUR (Wert-
grenze) beträgt.

Quelle | Pkw: BFH-Urteil vom 16.6.2020, Az. 
VIII R 9/18, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
218443; BFH, PM Nr. 46/2020 vom 22.10.2020; 
Arbeitszimmer: BFH-Urteil vom 16.6.2020, Az. 
VIII R 15/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
218446
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Für Arbeitgeber

Mindestlohn steigt bis 
2022 in vier Stufen

| Der gesetzliche Mindestlohn (in 2020: 
9,35 EUR brutto je Zeitstunde) wurde 
mit Wirkung ab 2021 stufenweise er-
höht. Die Bundesregierung ist damit 
dem Vorschlag der Mindestlohnkom-
mission aus Juni 2020 gefolgt. |

Hintergrund: Nach § 11 des Mindest-
lohngesetzes kann die Bundesregierung 
die von der Mindestlohnkommission vor-
geschlagene Anpassung des Mindest-
lohns durch Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrates verbind-
lich machen.

Der Mindestlohn steigt in vier Halbjah-
resschritten:

 • zum 1.1.2021:  9,50 EUR
 • zum 1.7.2021:  9,60 EUR
 • zum 1.1.2022:  9,82 EUR
 • zum 1.7.2022: 10,45 EUR

Quelle | BMAS, „Mindestlohn steigt“, Mittei-
lung vom 28.10.2020

Für Arbeitgeber

Minijobs: Neue Umlage-
sätze seit Oktober 2020

| Die Minijob-Zentrale hat darauf hinge-
wiesen, dass sich bei geringfügig Be-
schäftigten die Umlagesätze zur Arbeit-
geberversicherung zum 1.10.2020 wie 
folgt erhöht haben: U1 (Krankheit) = 1 % 
(bisher 0,9 %); U2 (Mutterschaft) = 0,39 % 
(bisher 0,19 %). |

Hintergrund

Am Umlageverfahren U1 nehmen in 
der Regel Betriebe mit bis zu 30 Mitar-
beitern teil. Die Umlage U2 müssen alle 
Arbeitgeber zahlen.

Haben Arbeitgeber einen Dauer-Bei-
tragsnachweis für ihre Minijobber ein-
gereicht, dann passt die Minijob-Zen-
trale die Änderung der Umlagen auto-
matisch an. Falls sich aber die Höhe 
des Verdienstes ändert, müssen die 
Arbeitgeber einen neuen Dauer-Bei-
tragsnachweis übermitteln.

Quelle | Minijob-Zentrale, „Neue Umlagen U1/
U2: Das gilt jetzt für Minijob-Arbeitgeber“, Mit-
teilung vom 21.9.2020

Für Personengesellschaften

Schenkungsteuer: Vorsicht bei disquotaler Einlage 
in das Gesellschaftsvermögen einer KG

| Bei disquotalen Einlagen (Leistungen, die nicht entsprechend der Beteiligungs-
quoten der Gesellschafter erfolgen) in das Gesellschaftsvermögen einer KG kann 
nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs eine freigebige Zuwendung (Schen-
kung) des Gesellschafters an einen anderen Gesellschafter vorliegen. |

◼◼ Sachverhalt

An einer GmbH & Co. KG (im Folgen-
den: KG) waren die EF mit einem Kapi-
talanteil i. H. von 14.000 EUR sowie ihre 
drei Kinder mit einem Kapitalanteil von 
jeweils 2.000 EUR beteiligt. Zum 
1.3.2012 trat der Ehemann (E) der EF 
als weiterer Kommanditist mit einer 
Kommanditeinlage von 5.000 EUR in 
die KG ein. Die Beteiligung der EF be-
trug nunmehr 56 %.

Wegen eines Gesellschafterbeschlus-
ses und einer Vereinbarung leistete E 
eine Bareinlage und eine freiwillige Zu-
zahlung, die jeweils auf dem gesell-
schaftsbezogenen Rücklagenkonto der 
KG verbucht wurden. Dadurch sollte 
der Erwerb eines Grundstücks finan-
ziert werden. Die Zuzahlung sollte zu 
keiner Änderung der Haftsumme und 
der Kapitalanteile der Kommanditisten 
führen.

Das Finanzamt sah die Zahlungen we-
gen der entsprechenden Wertsteige-
rung der Beteiligung der EF an der KG 
als freiwillige Zuwendungen von E an 
und setzte Schenkungsteuer fest – und 
das wurde nun vom Bundesfinanzhof 
bestätigt.

Bei einer disquotalen Einlage kann eine 
freigebige Zuwendung des Gesellschaf-
ters an einen anderen Gesellschafter 
vorliegen – nämlich dann, wenn sich die 
Beteiligung des anderen Gesellschaf-
ters am Gesamthandsvermögen erhöht, 
weil der einbringende Gesellschafter 
keine dem Wert seiner Einlage entspre-
chende Gegenleistung erhält. 

Ist eine Gesamthandsgemeinschaft (KG, 
OHG oder GbR) zivilrechtlich als Be-
dachte am Schenkungsvorgang beteiligt, 
ergibt die eigenständige schenkung-
steuerliche Prüfung, dass nicht die Ge-
samthandsgemeinschaft, sondern die 
Gesamthänder schenkungsteuerlich als 
bereichert anzusehen sind. 

Beachten Sie | Soweit der Bundesfi-
nanzhof in mehreren früheren Ent-
scheidungen ausgeführt hat, der Be-
dachte einer Schenkung sei ausschließ-
lich nach Zivilrecht zu bestimmen, hält 
er hieran zumindest für die Beteiligung 
einer Personengesellschaft an einer 
Schenkung nicht fest. 

Quelle | BFH-Urteil vom 5.2.2020, Az. II R 
9/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 217242; 
BFH-Urteil vom 9.12.2009, Az. II R 22/08

Für alle Steuerpflichtigen

Schenkungsteuer: Urenkel haben keinen Anspruch  
auf den Freibetrag von Enkeln

| Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs steht Urenkeln für eine Schenkung 
jedenfalls dann nur der schenkungsteuerliche Freibetrag in Höhe von 100.000 EUR 
zu, wenn Eltern und Großeltern noch nicht vorverstorben sind. |

◼◼ Sachverhalt

Eine Urgroßmutter schenkte ihren bei-
den Urenkeln eine Immobilie. Ihre 
Tochter (die Großmutter der Urenkel) 
erhielt hieran einen Nießbrauch. Die 
Urenkel machten die Freibeträge von 
200.000 EUR für „Kinder der Kinder“ 
geltend, während das Finanzamt und 
das Finanzgericht nur Freibeträge von 
100.000 EUR zubilligten, die das Gesetz 
für „Abkömmlinge der Kinder“ vorsieht.

Dieser restriktiven Sichtweise ist der 
Bundesfinanzhof gefolgt. Das Gesetz 
differenziert zwischen Kindern und Ab-
kömmlingen. Also sind Kinder lediglich 
Kinder und nicht sonstige Abkömmlinge 
und daher sind Kinder der Kinder ledig-
lich Enkelkinder.

Quelle | BFH, Beschluss vom 27.7.2020, Az. II 
B 39/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 218445; 
BFH, PM Nr. 43/2020 vom 22.10.2020
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Für alle Steuerpflichtigen

Verkauf einer Ferienwohnung innerhalb der  
Zehnjahresfrist: Das Inventar ist nicht zu versteuern

| Nach einer Entscheidung des Finanzgerichts Münster unterliegt nur die Veräu-
ßerung einer Ferienwohnung innerhalb der Zehnjahresfrist des § 23 Einkommen-
steuergesetz (EStG) der Besteuerung, nicht jedoch die Veräußerung des Inventars. 
Denn bei dem veräußerten Inventar handelt es sich um Gegenstände des täglichen 
Gebrauchs, die außen vor bleiben. |

◼◼ Sachverhalt

Bereits wenige Jahre nach dem Erwerb 
einer Ferienwohnung verkaufte der 
Steuerpflichtige die Mietimmobilie in-
klusive des Inventars mit Gewinn. Weil 
der Verkauf innerhalb des Zehnjahres-
zeitraums des § 23 EStG erfolgte, be-
steuerte das Finanzamt den Verkaufs-
gewinn. Dabei bezog es die Einrich-
tungsgegenstände ein. Dagegen wehrte 
sich der Steuerpflichtige – und zwar zu 
Recht, wie nun das Finanzgericht 
Münster entschied.

Nur die Veräußerung der Ferienwoh-
nung unterliegt der Besteuerung nach 
§ 23 EStG. Bei dem Inventar handelt es 
sich nämlich um Wirtschaftsgüter des 

täglichen Gebrauchs, deren Veräuße-
rung nach § 23 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 S. 2 EStG 
nicht steuerbar ist.

PRAXISTIPP | Wird eine möblierte 
Wohnung innerhalb der Zehnjahres-
frist des § 23 EStG veräußert, sollten 
die Verkaufspreise für die Immobilie 
und für das Mobiliar im Notarvertrag 
getrennt ausgewiesen werden. Dabei 
darf die Aufteilung nicht missbräuch-
lich erfolgen. Denn bei einem offen-
sichtlich zu hohen Kaufpreisanteil für 
das Mobiliar könnte das Finanzamt 
eine Gefälligkeitsvereinbarung unter-
stellen und die Kaufpreise schätzen.

Quelle | FG Münster, Urteil vom 3.8.2020, Az. 
5 K 2493/18 E, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
217853

Für alle Steuerpflichtigen

Erste Tätigkeitsstätte: Kein Abzug von Reisekosten 
bei einer vollzeitigen Bildungsmaßnahme

| Eine Bildungseinrichtung gilt auch dann als erste Tätigkeitsstätte, wenn sie 
nur im Rahmen einer kurzzeitigen Bildungsmaßnahme besucht wird. Die Konse-
quenz dieser Entscheidung des Bundesfinanzhofs: Die Fahrtkosten sind nur in 
Höhe der Entfernungspauschale absetzbar. |

Hintergrund: Seit der Neuregelung des 
Reisekostenrechts (ab 2014) gilt als 
erste Tätigkeitsstätte auch eine Bil-
dungseinrichtung, die außerhalb eines 
Dienstverhältnisses zum Zwecke eines 
Vollzeitstudiums oder einer vollzeitigen 
Bildungsmaßnahme aufgesucht wird. 
Die Fahrten zur Bildungseinrichtung 
sind nur noch mit der Entfernungspau-
schale und nicht mehr in tatsächlicher 
Höhe als Werbungskosten steuerlich 
absetzbar. Auch der Abzug von Über-
nachtungskosten und Verpflegungs-
mehraufwendungen kommt nicht 
mehr nach Dienstreisegrundsätzen in 
Betracht. 

Beachten Sie | Ein Abzug ist nur mög-
lich, wenn der Steuerpflichtige am Lehr-
gangsort einen durch die Bildungsmaß-
nahme veranlassten doppelten Haus-
halt führt.

Nach der aktuellen Entscheidung ist die 
Dauer einer vollzeitigen Bildungsmaß-
nahme für die Einordnung einer Bil-
dungseinrichtung als erste Tätigkeits-
stätte unerheblich (im Streitfall: vier-
monatiger Schweißtechnikerlehrgang 
in Vollzeit). Denn die gesetzliche Rege-
lung verlangt keine zeitliche Mindest-
dauer der Bildungsmaßnahme. 

Beachten Sie | Ausreichend ist, dass 
der Steuerpflichtige die Bildungsein-
richtung anlässlich der regelmäßig oh-
nehin zeitlich befristeten Bildungsmaß-
nahme nicht nur gelegentlich, sondern 
mit einer gewissen Nachhaltigkeit, d. h. 
fortdauernd und immer wieder (dauer-
haft) aufsucht. 

Quelle | BFH-Urteil vom 14.5.2020, Az. VI R 
24/18, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 218202; 
BFH, PM Nr. 39/2020 vom 8.10.2020

Für Arbeitnehmer

Doppelte Haushalts-
führung: Fallen Kosten 
für Garage oder Stell-
platz unter die  
1.000 EUR-Grenze?

| Bei einer beruflich veranlassten 
doppelten Haushaltsführung können 
Arbeitnehmer Unterkunftskosten seit 
2014 nur noch bis maximal 1.000 EUR 
im Monat als Werbungskosten abzie-
hen. Bereits 2019 hat der Bundesfi-
nanzhof entschieden, dass Aufwen-
dungen für Einrichtungsgegenstände 
und Hausrat (soweit sie notwendig 
sind) nicht zu diesen Unterkunftskos-
ten zählen. Nun hat das Finanzgericht 
Saarland bei Aufwendungen für einen 
(separat) angemieteten Pkw-Stellplatz 
nachgelegt. |

Das Finanzgericht Saarland hat seine 
Entscheidung wie folgt begründet: Eine 
Unterkunft ist eine Wohnung oder ein 
Raum, in der bzw. in dem jemand 
wohnt. Ein Pkw-Stellplatz ist – selbst 
wenn es sich, wie im Streitfall, um ei-
nen Garagenstellplatz handelt – keine 
Unterkunft. Aufwendungen für einen 
Pkw-Stellplatz werden nicht für die 
Nutzung der Unterkunft aufgewendet, 
sondern für die Nutzung des Pkw-
Stellplatzes. 

Beachten Sie | Dies wäre nur dann an-
ders zu beurteilen, wenn „Unterkunft“ 
und „Pkw-Stellplatz“ eine untrennbare 
Einheit bilden, wenn also die Nutzung 
der Unterkunft nicht ohne Aufwendun-
gen für die Nutzung eines Stellplatzes 
möglich wäre.

MERKE | Wurde die 1.000 EUR-Grenze 
durch die „originären“ Unterkunftskos-
ten bereits überschritten, muss man 
hinsichtlich des Abzugs etwaiger 
Pkw-Stellplatzkosten mit Gegenwehr 
des Finanzamts rechnen. Denn so-
wohl die Gesetzesbegründung als 
auch das Bundesfinanzministerium 
beziehen Kosten für eine Garage in 
die 1.000 EUR-Grenze ein. Die weitere 
Entwicklung bleibt vorerst abzuwarten. 

Quelle | FG Saarland, Gerichtsbescheid vom 
20.5.2020, Az. 2 K 1251/17, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 218132; BFH-Urteil vom 4.4.2019, Az. 
VI R 18/17; BT-Drs. 17/10774 vom 25.9.2012; 
BMF-Schreiben vom 24.10.2014, Az. IV C 5 - S 
2353/14/10002
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Unternehmer

Künstlersozialabgabe 
wurde doch nicht erhöht

| Ursprünglich sollte der Abgabesatz 
zur Künstlersozialversicherung zum 
1.1.2021 um 0,2 % auf 4,4 % steigen. Die 
Beibehaltung des Abgabesatzes in Höhe 
von 4,2 % wurde aber nun durch den Ein-
satz zusätzlicher Bundesmittel ermög-
licht, wie das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales am 27.11.2020 mit-
geteilt hat. |

Weiterführende Informationen

Über die Künstlersozialversicherung 
werden derzeit mehr als 190.000 
selbstständige Künstler und Publizis-
ten als Pflichtversicherte in den Schutz 
der gesetzlichen Kranken-, Pflege- und 
Rentenversicherung einbezogen.

Grundsätzlich gilt: Alle Unternehmen, 
die durch ihre Organisation, besonde-
ren Branchenkenntnisse oder ihr spezi-
elles Know-how den Absatz künstleri-
scher oder publizistischer Leistungen 
am Markt fördern oder ermöglichen, 
gehören zum Kreis der künstlersozial-
abgabepflichtigen Unternehmen. Wei-
tere Informationen hierzu erhalten Sie 
unter www.kuenstlersozialkasse.de.

Beachten Sie | Zahlungen, die an eine 
juristische Person (z. B. GmbH), GmbH 
& Co. KG, KG oder OHG erfolgen, sind 
nicht abgabepflichtig.

Die selbstständigen Künstler und Publi-
zisten tragen, wie abhängig beschäftigte 
Arbeitnehmer, die Hälfte ihrer Sozial-
versicherungsbeiträge. Die andere 
Hälfte wird durch einen Bundeszu-
schuss (20 %) und durch die Künstler-
sozialabgabe der Unternehmen (30 %), 
die künstlerische und publizistische 
Leistungen verwerten, finanziert.

Quelle | Künstlersozialabgabe-Verordnung 
2021, BGBl I 2020, S. 3311; BMAS, Mitteilung 
vom 27.11.2020

Für alle Steuerpflichtigen

Volljährige Kinder: Keine Übertragung des dem  
anderen Elternteil zustehenden Betreuungsfreibetrags
| Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs ist für ein volljähriges Kind keine 
Übertragung des dem anderen Elternteil zustehenden Freibetrags für den Betreu-
ungs-, Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf (BEA-Freibetrag) möglich. |

◼◼ Sachverhalt

Im Streitfall beantragte die Mutter in 
ihrer Einkommensteuererklärung die 
Übertragung der dem Vater zustehen-
den Kinderfreibeträge für die volljähri-
gen Kinder T und S, ebenso die BEA-
Freibeträge. Begründung: Der andere 
Elternteil komme seiner Unterhalts-
verpflichtung nicht ausreichend nach 
oder sei mangels Leistungsfähigkeit 
nicht unterhaltspflichtig.

Das Finanzamt lehnte eine Übertra-
gung der Freibeträge auf die Mutter 
zunächst ab. Hiergegen legte diese 
dann erfolgreich Einspruch ein. Das Fi-
nanzgericht gab der sodann vom Vater 
erhobenen Klage teilweise statt. Es 
entschied, dass bei der Mutter lediglich 
die einfachen BEA-Freibeträge zu be-
rücksichtigen sind. Und dies wurde nun 
vom Bundesfinanzhof bestätigt.

Nach § 32 Abs. 6 S. 6 Einkommensteuer-
gesetz (EStG) wird bei nicht verheirate-

ten, geschiedenen oder dauernd ge-
trennt lebenden unbeschränkt steuer-
pflichtigen Eltern auf Antrag eines El-
ternteils der Kinderfreibetrag des ande-
ren Elternteils auf ihn übertragen. Vor-
aussetzung: Der Antragsteller, nicht je-
doch der andere Elternteil, kommt sei-
ner Unterhaltspflicht gegenüber dem 
Kind für das Kalenderjahr im Wesentli-
chen nach oder der andere Elternteil ist 
mangels Leistungsfähigkeit nicht un-
terhaltspflichtig.

Eine Übertragung des BEA-Freibetrags 
kommt nach § 32 Abs. 6 S. 8 EStG nur bei 
minderjährigen Kindern auf Antrag des-
jenigen Elternteils in Betracht, bei dem 
das Kind gemeldet ist. Für ein volljähri-
ges Kind ist eine Übertragung des BEA-
Freibetrags nach dem eindeutigen Ge-
setzeswortlaut nicht vorgesehen.

Quelle | BFH-Urteil vom 22.4.2020, Az. III R 
61/18, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 218440; 
BFH, PM Nr. 44/2020 vom 22.10.2020

Für Kapitalanleger

Zur Antragsfrist für eine Günstigerprüfung
| Grundsätzlich ist die Einkommensteuer auf Kapitalerträge mit der Abgeltung-
steuer abgegolten. Hiervon gibt es allerdings Ausnahmen. So kann z. B. bei der 
Einkommensteuerveranlagung die Günstigerprüfung nach § 32d Abs. 6 Einkom-
mensteuergesetz (EStG) beantragt werden. Dies lohnt sich, wenn der individuelle 
Steuersatz unter 25 % liegt. Wird nun in einem Änderungsbescheid nach Eintritt 
der Bestandskraft aufgrund geänderter Besteuerungsgrundlagen erstmals ein 
Antrag auf Günstigerprüfung möglich, stellt dies nach einer Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs ein rückwirkendes Ereignis dar. |

◼◼ Sachverhalt

Weil Beteiligungseinkünfte herabge-
setzt wurden, wurde der bestandskräf-
tige Steuerbescheid geändert. Hierge-
gen legten die Steuerpflichtigen Ein-
spruch ein und beantragten erstmals 
eine Günstigerprüfung. Diese würde 
nun – aufgrund der geringeren übrigen 
Einkünfte – erstmals zu einer niedrige-
ren Steuerfestsetzung führen. Das Fi-
nanzamt lehnte den Antrag jedoch ab. 
Demgegenüber sah das Finanzgericht 
Köln eine Möglichkeit zur Änderung 
über ein rückwirkendes Ereignis. Dem 
ist der Bundesfinanzhof nun gefolgt.

Es besteht zwar keine generelle An-
tragsfrist, jedoch wird der Antrag durch 
die verfahrensrechtliche Bestandskraft 
begrenzt. Nach Unanfechtbarkeit des 
Bescheids kann ein Antrag nur innerhalb 
der Korrekturvorschriften gestellt wer-
den. Ein rückwirkendes Ereignis wie im 
Streitfall liegt dabei nur vor, wenn im Ur-
sprungsbescheid eine Antragstellung 
wegen höherer Einkünfte nicht möglich 
war und diese im Änderungsbescheid 
erstmals möglich wurde.

Quelle | BFH-Urteil vom 14.7.2020, Az. VIII R 
6/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 218306


